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[ÖFFENTLICHES RECHT]

Kompetenz des Bürgermeisters in
Ausübung der laufenden Verwaltung
der Gemeinde
Was darf der Bürgermeister – was darf er nicht?

Unter der „laufenden Verwaltung“ einer Kommune ist nach höchst- und oberstge-
richtlicher Judikatur die Besorgung der im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde
(Art 118 B-VG) regelmäßig vorkommenden Verwaltungsaufgaben ohne weit-
tragende finanzielle, wirtschaftliche, politische oder ähnliche Bedeutung, also jener
Aufgaben, die den gewöhnlichen Tätigkeitsbereich der Gemeindeverwaltung aus-
machen, zu verstehen. Allerdings ist die Definition der laufenden Verwaltung in den
Gemeindegesetzen der Bundesländer differenziert normiert und nicht einheitlich,
sondern, je nach Größe und Ausformung der einzelnen Gemeinden, unterschiedlich
zu betrachten. Im Folgenden soll daher der Begriff der laufenden Verwaltung anhand
der Gemeindegesetze bzw Gemeindeordnungen der Bundesländer (außer Wien, da
nicht direkt vergleichbar)1) näher beleuchtet werden.
Von Dieter Neger

Inhaltsübersicht:

A. Kärntner Allgemeine Gemeindeordnung (K-AGO)
B. Vorarlberger Gemeindegesetz
C. Burgenländische Gemeindeordnung
D. Salzburger Gemeindeordnung (GDO 1984)
E. Niederösterreichische Gemeindeordnung

(NÖ GO 1973)
F. Oberösterreichische Gemeindeordnung

(Oö. GemO 1990)
G. Tiroler Gemeindeordnung (TGO)
H. Steiermärkische Gemeindeordnung 1967 (GemO)
I. Conclusio

A. Kärntner Allgemeine Gemeindeordnung
(K-AGO)2)

1. Rechtliche Grundlage

§ 69 K-AGO Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich
(1) Der Bürgermeister vertritt die Gemeinde. Unbe-
schadet des § 106 Abs 2 obliegt dem Bürgermeister
insbesondere die Wahrnehmung der Parteienrechte

1) Siehe §§ 90 ff Wiener Stadtverfassung – WStV, LGBl 1979/11 idgF
LGBl 2017/41.

2) Kärntner Allgemeine Gemeindeordnung – K-AGO, LGBl 1998/66
idgF LGBl 2017/25.
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der Gemeinde in Verwaltungsverfahren, ausgenom-
men die Erhebung von Rechtsmitteln und Rechtsbe-
helfen an Gerichte, sowie die Abgabe von Äußerungen
der Gemeinde aufgrund gesetzlich begründeter Anhö-
rungs- und Begutachtungsrechte.

(2) Dem Bürgermeister obliegen alle Aufgaben des
eigenen Wirkungsbereiches, die ihm durch Gesetz
übertragen sind.

(3) Dem Bürgermeister obliegen ferner alle behörd-
lichen Aufgaben des eigenen Wirkungsbereiches, die
durch Gesetz nicht einem anderen Organ übertragen
sind. In den Angelegenheiten der Verwaltung der Ge-
meinde als Wirtschaftskörper hat der Bürgermeister
die laufende Verwaltung zu führen und dem Gemein-
derat darüber zu berichten.

§ 89 K-AGO Vorschlagsprovisorium
(1) Ist bei Jahresbeginn der Voranschlag noch nicht
beschlossen, so dürfen für das nächste Kalenderjahr
neben den auf Grund der Gesetze oder aus bestehen-
den Verpflichtungen der Gemeinde fälligen Zahlungen
nur jene Ausgaben geleistet werden, die bei sparsams-
ter Wirtschaftsführung notwendig sind, um die Ver-
waltung der Gemeinde in geordnetem Zustand zu er-
halten (laufende Verwaltung). Die Ausgaben dürfen
innerhalb eines Monats ein Zwölftel der im Voran-
schlag des Vorjahres festgestellten Ausgaben nicht
übersteigen, sofern es sich nicht um termingemäß zu
leistende Verpflichtungen handelt.

2. Weitere Quellen und Subsumption

Wie in allen Bundesländern obliegt die laufende Ver-
waltung in Kärnten gem § 69 Abs 3 K-AGO dem Bür-
germeister. Welche Aufgaben diesem dadurch konkret
zukommen, ist in der K-AGO nicht näher ausgeführt.
In den ErläutRV ist eine beispielhafte Aufzählung jener
Aufgaben genannt, die jedenfalls „laufende Verwal-
tung“ der Gemeinde darstellen. Dazu gehören insb
Ü die Auszahlung von Löhnen und Gehältern an die

Bediensteten der Gemeinde,
Ü die Aufnahme von vorübergehend benötigten Be-

diensteten,
Ü die Auszahlung der Entschädigung an Mitglieder

des Gemeinderats oder des Gemeindevorstands,
Ü die Auszahlung von Reisekosten,
Ü die Beschaffung der notwendigen Kanzleierforder-

nisse (Papier, Drucksorten, Gesetzblätter udgl),
Ü die Erneuerung kleinerer Inventargegenstände (Ses-

sel, Tische, Aktenschränke usw),
Ü kleinere Instandhaltungsarbeiten an Gebäuden,
Ü Instandhaltung von Einrichtungsgegenständen,
Ü die Entrichtung der Sozialversicherungsbeiträge

und der vertraglich festgesetzten Versicherungsprä-
mien,

Ü die Leistungen von Miet- und Pachtzins.3)

Daraus lässt sich schließen, dass unter Angelegenhei-
ten der laufenden Verwaltung va wiederkehrende An-
gelegenheiten zu verstehen sind.

Aus VwSlg 9989A/19794) und der weiteren höchst-
und oberstgerichtlichen Judikatur ergibt sich, dass un-
ter der „laufenden Verwaltung“ die Besorgung der re-
gelmäßig vorkommenden Verwaltungsaufgaben der

Gemeinde ohne weittragende finanzielle, wirtschaft-
liche, politische oder ähnliche Bedeutung,5) somit je-
ner Aufgaben, die den gewöhnlichen Tätigkeitsbereich
der Gemeindeverwaltung ausmachen, zu verstehen ist.

Auch der VfGH hat bereits erkannt, dass unter
„laufender Verwaltung“ iSd § 69 K-AGO nur die Be-
sorgung der regelmäßig vorkommenden Verwaltungs-
aufgaben der Gemeinde verstanden wird, wie insb die
Auszahlung von Gehältern an Gemeindebedienstete,
die Auszahlung von Reisekosten oder die Beschaffung
notwendiger Kanzleierfordernisse.6)

Dies lässt sich wohl auch schon aus dem Verständ-
nis des historischen Gesetzgebers zur laufenden Ver-
waltung erkennen, wonach darunter Verfügungen zu
verstehen sind, die der Aufrechterhaltung eines (ge-
ordneten) Gemeindebetriebs schlechthin dienen. So
zählen auch noch kleinere Instandhaltungsarbeiten
an Gebäuden zur „laufenden Verwaltung“, nicht aber
Zu- oder Ausbauten von Gebäuden.7) Nicht zur laufen-
den Verwaltung zählt bspw die Erhebung einer Ver-
fassungsgerichtshofbeschwerde.8) Ähnlich entschied
ebenfalls der OGH, der die Bevollmächtigung eines
Rechtsanwalts zur Vertretung in einem Schadenersatz-
prozesses nicht als eine Angelegenheit der laufenden
Verwaltung sah.9)

In welcher Höhe über eine Leistung durch den Bür-
germeister entschieden werden darf, damit dies noch
eine Tätigkeit der laufenden Verwaltung darstellt und
keine Angelegenheit von weittragender finanzieller
oder wirtschaftlicher Bedeutung ist, ergibt sich aber
dennoch nicht eindeutig. Allerdings regelt § 89
K-AGO, dass wenn eine Gemeinde bei Jahresbeginn
noch keinen Voranschlag getroffen hat, nur Ausgaben
der laufenden Verwaltung getätigt werden dürfen. Gem
§ 89 leg cit dürfen diese innerhalb eines Monats ein
Zwölftel der im Voranschlag des Vorjahrs festgestellten
Ausgaben nicht übersteigen. Dies könnte im Umkehr-
schluss möglicherweise derart zu deuten versucht wer-
den, dass eine Tätigkeit des Bürgermeisters nicht mehr
als laufende Verwaltung zu qualifizieren ist, wenn sie
die in § 89 K-AGO gesetzte Grenze überschreitet.

Wann eine Angelegenheit grundsätzlich von weit-
tragender politischer oder ähnlicher Bedeutung10) ist,
ergibt sich aus der K-AGO, deren Materialien sowie
der Rsp dazu nicht.

B. Vorarlberger Gemeindegesetz11)

1. Rechtliche Grundlage

§ 66 Vlbg GG Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich
(1) Dem Bürgermeister obliegen im eigenen Wir-
kungsbereich der Gemeinde: Ü
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3) Sternig, Kärntner Allgemeine Gemeindeordnung 38 f.
4) VwSlg 9989A/1979, 3226/78 vom 13. 12. 1979 zur Allgemeinen

Kärntner Gemeindeordnung 1982.
5) OGH 5. 6. 2008, 6 Ob 71/07w.
6) VfGH 4. 3. 2005, B129/05 VfSlg 17487/2005.
7) Sturm, Kärntner Allgemeine Gemeindeordnung6 (2015) 250.
8) VfGH 4. 3. 2005, B129/05 VfSlg 17487/2005.
9) OGH 14. 2. 1985, 8 Ob65/84.

10) OGH 5. 6. 2008, 6 Ob 71/07w.
11) G über die Organisation der Gemeindeverwaltung, LGBl 1985/40

idgF LGBl 2017/78.



a) die Vertretung der Gemeinde nach außen;
b) die Besorgung der ihm durch dieses Gesetz oder

andere Gesetze übertragenen Aufgaben;
c) die Besorgung der ihm vom Gemeindevorstand

gem § 60 Abs 2 übertragenen Aufgaben;
d) die Durchführung der durch Volksabstimmung

und durch Kollegialorgane der Gemeinde gefassten Be-
schlüsse;

e) die laufende Verwaltung der Gemeinde als Trä-
gerin von Privatrechten sowie die Vergabe von Liefe-
rungen und Leistungen, insoweit diese Ausgaben im
Einzelfall

1. 0,1% der Finanzkraft nicht übersteigen; beträgt
0,1% der Finanzkraft weniger als E 2.000,–, ist der Be-
trag von E 2.000,– maßgeblich oder

2. bei einer entsprechenden Ermächtigung durch
den Gemeindevorstand höchstens 0,25% der Finanz-
kraft nicht übersteigen; beträgt 0,25% der Finanzkraft
weniger als E 4.000,–, ist der Betrag von E 4.000,– die
Obergrenze;

f) die Leitung des Gemeindeamts als dessen Vor-
stand.

2. Weitere Quellen und Subsumption

Das Vorarlberger Gemeindegesetz (Vlbg GG) regelt in
§ 66 Abs 1 lit e die laufende Verwaltung. Anders als
bspw in der K-AGO und in der Stmk GemO (siehe
dazu später) wird hier explizit normiert, bis zu welcher
Höhe Tätigkeiten des Bürgermeisters unter die laufen-
de Verwaltung fallen. So dürfen Ausgaben im Einzelfall
0,1% der Finanzkraft nicht übersteigen. Beträgt aber
0,1% der Finanzkraft weniger als E 2.000,–, sind
E 2.000,– maßgeblich. Bei einer entsprechenden Er-
mächtigung durch den Gemeindevorstand dürfen
Ausgaben der laufenden Verwaltung höchstens 0,25%
der Finanzkraft nicht übersteigen. Beträgt 0,25% der
Finanzkraft weniger als E 4.000,–, sind E 4.000,–
maßgeblich. Damit sind die Aufgaben des Bürgermeis-
ters deutlich beschränkt, sodass unter der laufenden
Verwaltung nur die Besorgung der regelmäßig vor-
kommenden Verwaltungsaufgaben verstanden wird,12)

wie insb
Ü die Auszahlung von Gehältern an Gemeindebe-

dienstete,
Ü die Aufnahme von vorübergehend benötigten Be-

diensteten,
Ü die Auszahlung von Reisekosten sowie
Ü die Beschaffung notwendiger Kanzleierforder-

nisse.13)

So zählt eine Erhebung einer Beschwerde an den
VwGH14) bzw an den VfGH15) nicht zur laufenden Ver-
waltung. Allerdings hat das OLG Innsbruck (im Unter-
schied zum OGH)16) die Bevollmächtigung eines
Rechtsanwalts ebenfalls als laufende Verwaltung iSd
§ 66 Vlbg GG qualifiziert.17)

Der Begriff der laufenden Verwaltung wird auch
vor dem Hintergrund der anderen Kompetenztatbe-
stände zu verstehen sein. Der Umstand, dass die be-
deutsamer erscheinenden Geschäfte, insb solche, die
höhere Aufwendungen verursachen, der Gemeinde-
vertretung oder dem Gemeindevorstand zugewiesen
sind (vgl § 50 Abs 1 lit b Z 16 und § 50 Abs 3 Vlbg

GG), legt die mit dem Wortsinn durchaus vereinbare
Annahme nahe, dass mit der laufenden Verwaltung
nur weniger bedeutsame und weniger kostenaufwän-
dige Geschäfte gemeint sind.18)

IdS ist auch der Motivenbericht zu § 60 RV Blg 22/
1965, 20. LT zu verstehen. Als Maßnahmen der laufen-
den Verwaltung nach lit e sind „jene Verfügungen an-
zusehen, die sich im gewöhnlichen Verlauf der Dinge als
notwendig oder zweckmäßig erweisen, dem Interesse der
Gemeinde dienen und keinen besonderen Kostenauf-
wand erfordern“.19)

Derzeit wird das Vlbg GG novelliert. Dabei soll es
auch zu einer Änderung der Mindestbeträge, in wel-
cher Höhe Ausgaben zur laufenden Verwaltung zäh-
len, kommen. Demzufolge soll der Mindestbetrag
0,1% der Finanzkraft betragen, bzw falls dieser weniger
als E 6.000,– beträgt, sollen E 6.000,– maßgeblich
sein. Dies soll zur Sicherstellung einer zweckmäßigen
laufenden Verwaltung beitragen.20)

C. Burgenländische Gemeindeordnung21)

1. Rechtliche Grundlage

§ 25 Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich
(1) Der Bürgermeister vertritt die Gemeinde nach au-
ßen. Er leitet und beaufsichtigt die gesamte Verwaltung
der Gemeinde. Er ist Vorstand des Gemeindeamts und
Vorgesetzter der Gemeindebediensteten. Diese sind an
seine Weisungen gebunden.

(2) Dem Bürgermeister sind außer jenen Aufgaben,
die ihm durch dieses Verfassungsgesetz oder durch an-
dere gesetzliche Bestimmungen zugewiesen sind, fol-
gende Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs
der Gemeinde zur selbständigen Erledigung vorbehal-
ten:

1. die Besorgung der behördlichen Aufgaben des ei-
genen Wirkungsbereichs der Gemeinde in erster Ins-
tanz, soweit durch Gesetz nicht ausdrücklich anderes
bestimmt wird;

2. die Vollziehung der von den Kollegialorganen ge-
fassten Beschlüsse;

3. die Maßnahmen der laufenden Verwaltung;
4. die Aufnahme nicht ständiger Bediensteter für

nicht länger als sieben Monate, die einverständliche
Lösung und die vorzeitige Auflösung ihres Dienstver-
hältnisses;

5. der Erwerb oder die Veräußerung von bewegli-
chen Sachen im Rahmen des Voranschlags bis zu ei-
nem Betrag von 0,5% der Einnahmen des ordentlichen
Gemeindevoranschlags des laufenden Haushaltsjahres,
höchstens jedoch bis zu einem Betrag von E 40.000,–;
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12) Häusler/Müller, Das Vorarlberger Gemeindegesetz4 (2010) 179.
13) VfSlg 17487/2005.
14) VwSlg 9989A/1979.
15) VfSlg 17487/2005.
16) OGH 14. 2. 1985, 8 Ob 65/84.
17) OLG Innsbruck 16. 1. 1998, 4 R 282/97w.
18) Häusler/Müller, Das Vorarlberger Gemeindegesetz4 (2010) 179.
19) Häusler/Müller, Das Vorarlberger Gemeindegesetz4 (2010) 179.
20) Erläut LRE 31. 1. 2018, 18.
21) K der Burgenländischen LReg v 15. 7. 2003 über die WV der Bur-

genländischen Gemeindeordnung, LGBl 2003/55 idgF LGBl 2016/
83.



6. die Vergabe von Arbeiten, Lieferungen und Leis-
tungen im Rahmen des Voranschlags bis zu einem Be-
trag von 0,5% der Einnahmen des ordentlichen Ge-
meindevoranschlags des laufenden Haushaltsjahres,
höchstens jedoch bis zu einem Betrag von E 40.000,–;

7. die Zuerkennung von Stipendien, Subventionen
und anderen Zuwendungen bis höchstens E 500,– im
Einzelfall im Rahmen des Voranschlags unter Berück-
sichtigung der vom Gemeinderat festgesetzten Richtli-
nien;

8. der Abschluss von befristeten Miet- und Pachtver-
trägen mit einer Dauer von maximal sechs Monaten.

2. Weitere Quellen und Subsumption

Die Burgenländische Gemeindeordnung (Bgld GDO)
sieht in § 25 Abs 2 Z 5 und 6 Grenzen für die Kompe-
tenzen des Bürgermeisters vor.22) Demnach sind der
Erwerb und die Veräußerung von beweglichen Sachen
sowie die Vergabe von Arbeiten, Lieferungen und Leis-
tungen bis zu einem Betrag von 0,5% der Einnahmen
des ordentlichen Gemeindevoranschlags des laufenden
Haushaltsjahrs, höchstens jedoch bis zu einem Betrag
von E 40.000,– begrenzt.

Allerdings ist in § 25 Abs 2 Z 3 Bgld GDO die „lau-
fende Verwaltung“ zusätzlich zu den Wertgrenzen in
§ 25 Abs 2 Z 5 und 6 leg cit genannt. Ob diese Wert-
grenzen nun auch für die laufende Verwaltung gelten,
scheint fraglich. Nachdem zur laufenden Verwaltung
aber grundsätzlich nur jene Aufgaben gehören, die bei
sparsamster Wirtschaftsführung notwendig sind, um
die Verwaltung der Gemeinde im geordneten Zustand
zu erhalten,23) wäre es widersprüchlich und wohl nicht
im Sinn des Gesetzgebers, wenn für die laufende Ver-
waltung die Wertgrenzen iSd § 25 Abs 2 Z 5 und 6
GDO Bgld nicht gelten würden. Dadurch wäre es näm-
lich für die Bürgermeister ansonstenmöglich, Anschaf-
fungen im Namen der „laufenden Verwaltung“ zu set-
zen und somit die Wertgrenzen der § 25 Abs 2 Z 5 und
6 leg cit zu überschreiten und damit zu übergehen.

D. Salzburger Gemeindeordnung
(GDO 1994)24)

1. Rechtliche Grundlage

§ 40 Zuständigkeit des Bürgermeisters
(1) Dem Bürgermeister obliegt insbesondere

1. im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde die
Besorgung der behördlichen Aufgaben in erster Ins-
tanz, soweit nicht gesetzlich anderes bestimmt ist, so-
wie die ihm durch Gesetz ausdrücklich zugewiesenen
sonstigen Aufgaben;

2. die Besorgung aller Angelegenheiten des übertra-
genen Wirkungsbereiches der Gemeinde;

3. alle dienst- und besoldungsrechtlichen Maßnah-
men, soweit gesetzlich nicht die Gemeindevertretung
oder die Gemeindevorstehung zuständig ist;

4. der Abschluss von Rechtsgeschäften über unbe-
wegliche Sachen bis zu einem Betrag in der Höhe von
1% der Einnahmen des ordentlichen Voranschlags des
laufenden Rechnungsjahres, mindestens jedoch bis zu

E 3.000,–, höchstens aber bis zuE 12.000,–, jeweils im
Einzelfall;

5. der Abschluss von Rechtsgeschäften über beweg-
liche Sachen und die Vergabe von Arbeiten, Dienstleis-
tungen und Lieferungen bis zu einem Betrag in der
Höhe von 0,5% der Einnahmen des ordentlichen Vor-
anschlags des laufenden Rechnungsjahres, höchstens
aber E 40.000,–, jeweils im Einzelfall.

Bei unter die Z 4 und 5 fallenden, unbefristeten
Rechtsgeschäften oder Rechtsgeschäften, deren Lauf-
zeit ein Jahr übersteigt, ist für die Berechnung der Ent-
gelte in Bezug auf die darin bestimmten Schwellen-
werte das jährliche Entgelt heranzuziehen. Unter Z 4
fallende, unbefristete Rechtsgeschäfte haben die Mög-
lichkeit einer zumindest jährlichen Kündigung vorzu-
sehen, soweit dem nicht zwingende gesetzliche Vor-
schriften entgegenstehen; befristete Rechtsgeschäfte
dürfen auf höchstens fünf Jahre abgeschlossen werden.
Der Bürgermeister hat über den Abschluss von unter
Z 4 fallenden Rechtsgeschäften, durch die ein laufen-
des Bestandsverhältnis begründet wird, dessen Be-
standszins 50% des gem Z 4 jeweils geltenden Höchst-
betrags im Einzelfall übersteigt, im darauf folgenden
Jahr der Gemeindevertretung mit der Vorlage der Jah-
resrechnung gem § 53 Abs 1 eine Zusammenfassung
zu Informationszwecken zu übermitteln.

2. Weitere Quellen und Subsumption

In der Salzburger Gemeindeordnung (Sbg GDO) wird
laufende Verwaltung nicht explizit normiert. Jedoch
wird die Zuständigkeit des Bürgermeisters (ähnlich
wie in der GDO Bgld) näher präzisiert.25) Demnach
fällt unter die Kompetenz des Bürgermeisters der Ab-
schluss von Rechtsgeschäften von unbeweglichen Sa-
chen bis zu einem Betrag in der Höhe von 1% der Ein-
nahmen des ordentlichen Voranschlags des laufenden
Rechnungsjahrs, mindestens jedoch bis zu E 3.000,–,
höchstens aber bis zu E 12.000,–, jeweils im Einzelfall,
sowie der Abschluss von Rechtsgeschäften über beweg-
liche Sachen und die Vergabe von Arbeiten, Dienstleis-
tungen und Lieferungen bis zu einem Betrag in der
Höhe von 0,5% der Einnahmen des ordentlichen Vor-
anschlags des laufenden Rechnungsjahrs, höchstens
aber E 40.000,–, jeweils im Einzelfall. Wie in der Bgld
GDO ist die Zuständigkeit des Bürgermeisters im Ver-
gleich bspw zum Vlbg GG durchaus größer. Anders als
in der Bgld GDO fällt in der Sbg GDO auch der Ab-
schluss von Rechtsgeschäften von unbeweglichen Sa-
chen in den Wirkungsbereich des Bürgermeisters. Dies
wurde mit Gründen der Verwaltungsökonomie argu-
mentiert und soll dazu dienen, dass der Bürgermeister
selbst derartige Verträge abschließen kann. Aus den
Erläut ergibt sich aber, dass die dafür zu leistenden
Entgelte entsprechend gering sein sollen.26) Schon be-
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22) Jantschgi Gottfried in Jantschgi Gerit Katrin/Jantschgi Gottfried
(Hrsg), Steiermärkische GemO Kommentar (2015) § 45 Rn 27.

23) Steiner in Pabel (Hrsg), Das österreichische Gemeinderecht4 (2017)
Rz 145.

24) Salzburger Gemeindeordnung 1994 – GDO 1994, LGBl 1994/107
idgF LGBl 2017/96.

25) Neuhofer, Gemeinderecht – Organisation und Aufgaben der Ge-
meinden in Österreich2 (1998) 164.

26) ErläutLRV 384 BlgNR 14. GP 7.



grifflich nicht zur Verwaltung zählt allerdings die Ver-
äußerung von (unbeweglichem) Gemeindevermögen –
siehe dazu 7 Ob 609/89 vom 7. 9. 1989.

E. Niederösterreichische Gemeindeordnung
(NÖ GO 1973)27)

1. Rechtliche Grundlage

§ 38 Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich
(1) Im eigenenWirkungsbereich obliegen dem Bürger-
meister, soweit durch Gesetz nicht anderes bestimmt
wird:

1. die Vollziehung der von den Kollegialorganen ge-
fassten Beschlüsse, unbeschadet der Bestimmungen
des § 37 Abs 2, und die Vollziehung der vom Gemein-
derat erlassenen Richtlinien (§ 35 Z 1), sofern die
Richtlinien hinreichend bestimmt sind und einen ein-
deutigen Vollzug gewährleisten;

2. die Besorgung der behördlichen Aufgaben des ei-
genen Wirkungsbereiches; die Bestimmung des § 42
Abs 3 wird hiedurch nicht berührt;

3. die laufende Verwaltung, insbesondere hinsicht-
lich des Gemeindevermögens, jedenfalls Ersatzanschaf-
fungen zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes, so-
weit die damit verbundenen Ausgaben aus Mitteln des
ordentlichen Haushalts bedeckt werden können, wobei
die Gebote der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und
Zweckmäßigkeit zu beachten sind. Zur laufenden Ver-
waltung des Gemeindevermögens zählen insbesondere
auch die Veranlagung von Festgeld und Spareinlagen
mit einer höchstens einjährigen Bindungsfrist sowie
die Aufnahme eines Kassenkredites;

4. die Ausübung von Zwangsbefugnissen, soferne
sie gesetzlich dem Bürgermeister vorbehalten sind;

5. die Dienstenthebung der Gemeindebediensteten
sowie die Aufnahme und Entlassung von nicht länger
als auf die Dauer von sechs Monaten Beschäftigten so-
wie die einverständliche Lösung solcher Dienstverhält-
nisse und

6. die Handhabung der Ortspolizei, soferne nicht
einzelne ihrer Aufgaben besonderen staatlichen Orga-
nen übertragen wurden;

7. die Gewährung von Gehaltsvorschüssen an Ge-
meindebedienstete, wenn der Gehaltsvorschuss im ein-
zelnen drei Monatsbezüge nicht übersteigt und

8. die Löschung fälliger, uneinbringlicher Abgaben-
schuldigkeiten, die Nachsicht fälliger Abgabenschul-
digkeiten wegen Unbilligkeit sowie die gänzliche oder
teilweise Abschreibung zweifelhafter oder uneinbring-
licher sonstiger Forderungen öffentlich-rechtlicher
oder privatrechtlicher Natur bei Konkurs- und Aus-
gleichsverfahren.

2. Weitere Quellen und Subsumption

Die NÖ GO 1973 regelt in § 38 Abs 1 Z 3 im Gegensatz
zu anderen Ländern explizit und ausführlich, was unter
der „laufenden Verwaltung“ zu verstehen sei. So ist hier
festgelegt, dass jedenfalls Ersatzanschaffungen zur Erhal-
tung des Dienstbetriebs unter die laufende Verwaltung
fallen, soweit diese aus dem ordentlichen Haushalt be-
deckt werden können. Dabei sind immer die Gebote

der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßig-
keit zu beachten. Demnach gehören zur laufenden Ver-
waltung iSd § 38 Abs 1 Z 3 leg cit insb alle regelmäßig
wiederkehrenden Leistungen der Gemeinde, zu denen
sie durch Gesetz oder Vertrag verpflichtet ist, zB
Ü die Auszahlung der Gehälter und Löhne an die Ge-

meindebediensteten,
Ü die Zahlung von Miet- oder Pachtzinsen,
Ü die Vergabe von Lieferungen und Arbeiten zum

Zweck der Aufrechterhaltung des ordentlichen Be-
triebs von Gemeindeeinrichtungen (zB Betriebskos-
ten des gemeindlichen Fuhrparks),

Ü der Ankauf des erforderlichen Kanzleimaterials.
Mit der Wortfolge „jedenfalls Ersatzanschaffungen zur
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs“ hat der Gesetzge-
ber klargestellt, dass unter laufende Verwaltung nicht
nur alle regelmäßig wiederkehrenden Leistungen der
Gemeinde, sondern auch jegliche „Ersatzanschaffun-
gen“ zu verstehen sind, sofern sie unter Berücksichti-
gung des technischen Fortschritts als gleichwertig mit
den vorhandenen Anschaffungen, für die Ersatz be-
schafft werden muss, zu verstehen sind. Grundsätzli-
che Entscheidungen über Neuankäufe oder auch
Neu- und Umbauten (die ebenfalls als Aufrechterhal-
tung des Dienstbetriebs qualifiziert werden können)
sind allerdings nicht unter dem Begriff „Ersatzanschaf-
fungen“ zu subsumieren.28)

F. Oberösterreichische Gemeindeordnung
(Oö. GemO 1990)29)

1. Rechtliche Grundlage

§ 58 Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich der
Gemeinde
(1)Der Bürgermeister vertritt die Gemeinde nach außen.

(2) Unbeschadet sonstiger gesetzlicher Vorschriften
obliegen dem Bürgermeister im eigenen Wirkungsbe-
reich der Gemeinde ferner

1. die Besorgung der behördlichen Aufgaben des ei-
genen Wirkungsbereiches der Gemeinde, einschließ-
lich der Handhabung der Ortspolizei, jedoch mit Aus-
nahme der Erlassung von Verordnungen;

2. Notanordnungen (§ 60);
3. die Durchführung der von den Kollegialorganen

gefaßten Beschlüsse (§ 59);
4. die Verwaltung des Gemeindeeigentums und der

in der Verwaltung der Gemeinde stehenden selbstän-
digen Fonds und Stiftungen; zur Verwaltung zählen
auch die zur laufenden Geschäftsführung erforderli-
chen Anschaffungen;

5. die Aufnahme von Bediensteten für nicht länger
als drei Monate sowie die Lösung solcher Dienstver-
hältnisse.

6. Entfallen
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27) NÖ Gemeindeordnung 1973 (NÖ GO 1973), LGBl 1000–0 (WV)
idgF LGBl 2018/12.

28) Niederösterreichische Gemeindeverwaltungsschule und Kommu-
nalakademie, Niederösterreichische Gemeindeordnung Kommen-
tar3 (2004) 59.

29) Oö. Gemeindeordnung 1990 (Oö. GemO 1990) LGBl 1990/91 idgF
LGBl 2018/25.



7. die Veräußerung von beweglichen Sachen sowie
die Vergabe von Bau-, Liefer- und Dienstleistungsauf-
trägen bis zu einem Gesamtbetrag oder – bei regelmä-
ßig wiederkehrenden Vergaben – Jahresbetrag von
0,05% der Einnahmen des ordentlichen Gemeindevor-
anschlags des laufenden Haushaltsjahres, sofern jedoch
dieser Prozentsatz einen Betrag von weniger als
E 2.000,– ergibt, dann jedenfalls bis zu E 2.000,–;

8. die Abwicklung von Projekten nach Maßgabe ei-
ner Übertragungsverordnung des Gemeinderates ge-
mäß § 43 Abs 3;

9. die Abgabe von Stellungnahmen und die Vertre-
tung von Gemeindeorganen in verwaltungsbehördli-
chen und verwaltungsgerichtlichen Verfahren, sofern
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist; hierüber ist dem
Gemeinderat in der nächsten Sitzung zu berichten;

10. die Einbringung von Mahnklagen für Beträge
bis einschließlich E 2.000,–.

2. Weitere Quellen und Subsumption

Die Oö. GemO regelt wiederum sehr ähnlich wie die
Gemeindeordnungen im Burgenland und in Salzburg
in § 58 Abs 2 Z 7, dass die Veräußerung von bewegli-
chen Sachen sowie die Vergabe von Bau-, Liefer- und
Dienstleistungsaufträgen nur bis zu einem Betrag von
0,05% der Einnahmen des ordentlichen Gemeindevor-
anschlags des laufenden Haushaltsjahrs, jedenfalls aber
E 2.000,–, in den Wirkungsbereich des Bürgermeisters
fallen. Wie im Vorarlberger Gemeindegesetz (Vlbg
GG) ist die Zuständigkeit des Bürgermeisters in Ober-
österreich dadurch wesentlich eingeschränkt. Zusätz-
lich ist in § 58 Abs 1 Z 4 Oö. GemO normiert, dass
zur Verwaltung auch die zur laufenden Geschäftsfüh-
rung erforderlichen Anschaffungen gehören. Darunter
sind jene Anschaffungen zu verstehen, die notwendig
sind, um den geordneten Gang der Verwaltung sicher-
zustellen. Nach der Rsp des VwGH ist darunter aller-
dings nur die Besorgung der regelmäßig vorkommen-
den Verwaltungsaufgaben der Gemeinde zu subsumie-
ren, die keine weittragende finanzielle, wirtschaftliche
oder politische Bedeutung haben.30)

Damit zählen auch in Oberösterreich zur laufenden
Verwaltung nur Angelegenheiten wie bspw die Be-
schaffung notwendiger Kanzleierfordernisse oder die
Erneuerung kleinerer Inventargegenstände. Aufgrund
des in § 58 Abs 2 Z 7 leg cit äußerst geringen Mindest-
betrags für die Vergabe von Bau-, Liefer- und Dienst-
leistungsaufträgen bleibt dem Bürgermeister auch
kaum mehr Spielraum.31) So entschied bspw auch be-
reits der OGH bezüglich der „laufenden Verwaltung“
iSd Oö. GemO, dass unter die laufende Verwaltung
bspw nicht „die Veranlassung der Austragung eines
Rechtsstreits einer Gemeinde“ fällt.32)

G. Tiroler Gemeindeordnung (TGO)33)

1. Rechtliche Grundlage

§ 30 Aufgaben des Gemeinderates
(1) Der Gemeinderat ist das oberste Organ der Ge-
meinde. Er hat über alle Angelegenheiten von grund-
sätzlicher Bedeutung zu entscheiden und die Ge-

schäftsführung der übrigen Gemeindeorgane zu über-
wachen. Der Gemeinderat entscheidet neben den ihm
gesetzlich sonst noch zugewiesenen Angelegenheiten
insbesondere über

a) die Erlassung von Verordnungen,
b) den Abschluss einer Vereinbarung über die Ver-

einigung zu einer neuen Gemeinde und über die Än-
derung der Gemeindegrenzen,

c) die Änderung des Namens der Gemeinde und
ihrer Ortschaften,

d) die Ehrung von Personen sowie deren Widerruf,
e) einen Antrag auf Übertragung einzelner Angele-

genheiten auf eine staatliche Behörde,
f) die nachträgliche Genehmigung von dringenden

Verfügungen des Bürgermeisters,
g) die Einrichtung eines Ortsvorstehers und eines

Ortsausschusses,
h) den Dienstpostenplan und den Stellenplan sowie

die Begründung oder Beendigung von Dienst-, Ar-
beits- und Ausbildungsverhältnissen, deren Dauer
sechs Monate übersteigt,

i) die Einleitung einer Volksbefragung,
j) den Erwerb, die Veräußerung und die Belastung

von Liegenschaften,
k) die Umlegung der Lasten des Gemeindegutes,
l) die Errichtung von und wesentliche Änderungen

an wirtschaftlichen Unternehmen, die Beteiligung an
wirtschaftlichen Unternehmen, die Einrichtung von
Betrieben mit marktbestimmter Tätigkeit, die Erlas-
sung einer Satzung für wirtschaftliche Unternehmen
und Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit, den Er-
werb und die Veräußerung von Gesellschaftsanteilen
sowie die Entsendung von Vertretern der Gemeinde
in Organe von juristischen Personen, an denen die Ge-
meinde beteiligt ist,

m) die Verwirklichung und Finanzierung außeror-
dentlicher Vorhaben,

n) die Anlegung und Auflösung von Rücklagen,
o) die Aufnahme vonKrediten, die Ermächtigung zur

Aufnahme eines Kontokorrentkredites, den Abschluss
von Leasingverträgen über unbewegliche Sachen, die
Gewährung von Krediten, die Übernahme von Haftun-
gen, die Übernahme und Umwandlung von Schulden
und die Gewährung von verlorenen Zuschüssen,

p) unbeschadet der lit j, m und o die Abgabe und
Annahme von Erklärungen, den Abschluss von Ver-
einbarungen, insbesondere den Erwerb und die Veräu-
ßerung beweglicher Sachen und die Vergabe von Leis-
tungen, wenn der Wert dieser Rechtsgeschäfte in der
Gesamtabrechnung, oder bei regelmäßig wiederkeh-
renden Vergaben der Jahresbetrag, 5 v. H. der Einnah-
men des ordentlichen Haushaltes übersteigt,

q) die Festsetzung des Voranschlages und die Ge-
nehmigung des Rechnungsabschlusses und Ü
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30) Putschögl/Neuhofer, Oberösterreichische Gemeindeordnung5

(2015) 423.
31) Wie bereits für die GDO Bgld erläutert, dürfte die in § 58 Abs 2 Z 7

OÖGDO genannte Wertgrenze auch für die gem § 58 Abs 2 Z 4 leg
cit sog „zur laufenden Geschäftsführung gehörenden Anschaffun-
gen“ gelten, da diese ansonsten im Namen der laufenden Ge-
schäftsführung durch die Bürgermeister umgangen werden könnte.

32) OGH 6. 4. 2006, 6 Ob 59/06d.
33) Gemeindeordnung 2001 – TGO, LGBl 2001/36 idgF LGBl 2017/77.



r) die Bildung eines Gemeindeverbandes, den Aus-
tritt aus einem Gemeindeverband und die Satzung des
Gemeindeverbandes.

§ 50 Aufgaben des Bürgermeisters
(1) Der Bürgermeister führt die Geschäfte der Ge-
meinde. Ihm obliegt die Entscheidung in allen Angele-
genheiten, die nicht einem anderen Gemeindeorgan
übertragen sind. Der Bürgermeister kann jedoch in je-
der Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches der
Gemeinde die Meinung des Gemeinderates einholen.

(2) Der Bürgermeister kann – unbeschadet seiner
Verantwortlichkeit – einzelne Angelegenheiten der
Gemeindeverwaltung Mitgliedern des Gemeinderates
zur Vorbereitung übertragen. Die Übertragung und
der Widerruf der Übertragung bedürfen der Schrift-
form und sind durch öffentlichen Anschlag nach
§ 60 Abs 1 kundzumachen. In den jeweiligen Angele-
genheiten sind die betreffenden Mitglieder des Ge-
meinderates an die Weisungen des Bürgermeisters ge-
bunden und ihm verantwortlich.

(3) Die Mitglieder des Gemeinderates, denen die
Besorgung einzelner Angelegenheiten der Gemeinde-
verwaltung nach Abs 2 übertragen worden ist, sind in-
nerhalb ihres Aufgabenbereiches berechtigt, Bedienste-
ten Weisungen zu erteilen, in Akten Einsicht zu neh-
men, vom Bürgermeister die Einberufung einer Sit-
zung des Gemeinderates, des Gemeindevorstandes
oder eines Ausschusses und die Festsetzung von Ver-
handlungsgegenständen zu verlangen. Sie sind weiters
berechtigt, im Gemeinderat, im Gemeindevorstand
und in den Ausschüssen das Wort zu ergreifen, Fragen
zu beantworten und Berichte abzugeben.

2. Weitere Quellen und Subsumption

Ganz anders als in den anderen Bundesländern ist die
laufende Verwaltung in der TGO geregelt. Der Begriff
der „laufenden Verwaltung“ wird in der TGO nicht
erwähnt. Vielmehr kommt dem Bürgermeister gem
§ 50 Abs 1 leg cit die „subsidiäre Allzuständigkeit“
zu.34) Somit dürften den Bürgermeistern in Tirol
grundsätzlich auch größere Kompetenzen zufallen als
in anderen Bundesländern. In manchen Fällen wird es
jedoch sinnvoll oder geboten sein (zB aus politischen
Gründen oder wegen einer erforderlichen Umschich-
tung von Budgetmittel), zu bestimmten Vorhaben
nicht nur eine informelle, sondern eine förmliche (be-
schlussmäßige) Meinungsäußerung des Gemeinderats
einzuholen.35)

H. Steiermärkische Gemeindeordnung 1967
(GemO)36)

1. Rechtliche Grundlage

§ 45 Wirkungskreis des Bürgermeisters
(1) Der Bürgermeister vertritt die Gemeinde nach au-
ßen. Unbeschadet der Zuständigkeit der anderen Ge-
meindeorgane leitet und beaufsichtigt er die gesamte
Verwaltung der Gemeinde. Er ist Vorstand des Ge-
meindeamtes und Vorgesetzter der Gemeindebediens-
teten. Diese sind an seine Weisungen gebunden.

(2) Dem Bürgermeister obliegen:
a) die Vollziehung der Beschlüsse des Gemeindera-

tes, des Gemeindevorstandes und der Verwaltungsaus-
schüsse;

b) die Entscheidung und Verfügung in allen ge-
meindebehördlichen Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches, sofern hierfür gesetzlich nicht
ein anderes Gemeindeorgan zuständig ist;

c) die laufende Verwaltung, insbesondere hinsicht-
lich des Gemeindeeigentums;

d) die Handhabung der Ortspolizei;
e) die Ausübung von Zwangsbefugnissen, sofern sie

nach diesem oder anderen Gesetzen dem Bürgermeis-
ter vorbehalten sind;

f) die Erteilung von Zustimmungen und Bewilli-
gungen gemäß den §§ 24 bis 25 a und 54 des Steiermär-
kischen Landes-Straßenverwaltungsgesetzes 1964,
LGBl. 1964/154;

g) die Dienstenthebung (Suspendierung) von Ge-
meindebediensteten sowie unbeschadet des Dienstpos-
ten- oder Stellenplans die Aufnahme von im § 44
Abs 1 lit g genannten Personen auf die Dauer von
höchstens drei Monaten oder als Ferialarbeiter auf
die Dauer von nicht mehr als einen Monat, deren Kün-
digung und Entlassung;

h) die Entlassung von Gemeindebediensteten, wenn
dies im Gemeindeinteresse gelegen ist und die Geneh-
migung des Gemeinderates nicht rechtzeitig eingeholt
werden kann;

i) die Gewährung einer Zahlungserleichterung fäl-
liger Abgabenschuldigkeiten bis zu vier Wochen;

j) die Besorgung der Angelegenheiten des übertra-
genen Wirkungsbereiches nach § 42.

(2 a) Im Falle des Abs 2 lit h ist diese Genehmigung
jedoch ehestmöglich einzuholen. Verweigert der Ge-
meinderat die Genehmigung für eine vom Bürgermeis-
ter ausgesprochene Entlassung, so gilt die Entlassung
als nicht ausgesprochen.

(3) Der Bürgermeister ist für die Erfüllung der dem
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde zugehörigen
Aufgaben dem Gemeinderat verantwortlich (§ 36).

2. Weitere Quellen und Subsumption

§ 45 Abs 2 lit c Stmk GemO normiert nicht weiter dif-
ferenziert, dass dem Bürgermeister die laufende Ver-
waltung, insb hinsichtlich des Gemeindeeigentums,
obliegt. Was alles als „laufende Verwaltung“ in den
Wirkungskreis des Bürgermeisters fällt, bleibt der In-
terpretation und der Rsp vorbehalten.

Aus VwSlg 9989A/1979 (siehe oben zur K-AGO)
und der weiteren höchst- und oberstgerichtlichen Ju-
dikatur ergibt sich, wie bereits ausgeführt, dass unter
der „laufenden Verwaltung“ die Besorgung der regel-
mäßig vorkommenden Verwaltungsaufgaben der Ge-
meinde ohne weittragende finanzielle, wirtschaftliche,
politische oder ähnliche Bedeutung,37) somit jener Auf-
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34) VwSlg 17050A/2006.
35) Tiroler Gemeindeverband, Kommentar zur Tiroler Gemeindeord-

nung (2016) 68.
36) Steiermärkische Gemeindeordnung 1967 – GemO, LGBl 1967/115

idgF LGBl 2014/131.
37) VwSlg 9989A/1979; OGH 5. 6. 2008, 6 Ob 71/07w.
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gaben, die den gewöhnlichen Tätigkeitsbereich der Ge-
meindeverwaltung ausmachen, zu verstehen ist.

Erfordert eine Angelegenheit einmalig einen größe-
ren Geldbetrag, zählt dies nicht zur laufenden Verwal-
tung.38) Darüber hinaus gelten nach ihrem Umfang un-
bedeutende und gewöhnliche Rechtsgeschäfte als Teil
der laufenden Verwaltung.39) Der Begriff der laufenden
Verwaltung kann aber nicht eindeutig umschrieben
werden. So ist er auch von der Größe und Ausformung
der Gemeinde abhängig.40)

Die Anschaffung von geringwertigen Wirtschafts-
gütern iSd steuerrechtlichen Bestimmungen41) sowie
auch der Ankauf von Büromaterial dürften immer
zur laufenden Verwaltung gehören, wohingegen die
Anschaffung von Büromöbeln bereits je nach Größe
der Gemeinde unterschiedlich zu bewerten sein wird.
So wird ein solcher Kauf in einer Gemeinde mit einem
oder zwei Mitarbeitern regelmäßig nicht zur laufenden
Verwaltung gehören, hingegen in einer Gemeinde mit
100 Mitarbeitern eine regelmäßig vorkommende Ver-
waltungsaufgabe sein, sofern es sich nicht um eine An-
schaffung von weittragender finanzieller oder wirt-
schaftlicher Bedeutung handelt.42)

Ab welcher Höhe ein Kauf eine „Anschaffung von
weittragender finanzieller und wirtschaftlicher Bedeu-
tung“ ist, ist in der Stmk GemO genauso wenig näher
normiert wie die Definition, wann Verwaltungsaufga-
ben der Gemeinde von weittragender politischer oder
ähnlicher Bedeutung vorliegen oder nicht.

Somit lässt sich zusammenfassen, dass unter die
„laufende Verwaltung“ iSd Stmk GemO grundsätzlich
Verwaltungsangelegenheiten zu subsumieren sind, die
in der konkreten Gemeinde regelmäßig vorkommen
und für diese Gemeinde keine weittragenden finanzi-
ellen, wirtschaftlichen, politischen oder ähnlichen Fol-
gen haben. Je häufiger bestimmte Angelegenheiten in
einer Gemeinde anfallen, desto eher sind diese der lau-
fenden Verwaltung hinzuzuzählen. Jedoch ist der Be-
griff dadurch nicht einheitlich zu sehen. Vielmehr va-
riiert dieser je nach Größe der Gemeinde und der Aus-
prägung der einzelnen Tätigkeiten und Aufgaben.43)

Der steiermärkische Gesetzgeber hat, anders als die
Gesetzgeber einiger anderer Bundesländer, offenbar ei-

nen gewissen Auslegungsspielraum für den Begriff der
laufenden Verwaltung, wie oben dargestellt, je nach
Haushaltsvolumen und Größe der Gemeinde, offenge-
lassen.44)

I. Conclusio
Unter Berücksichtigung der Gemeindegesetze und Ge-
meindeordnungen der österreichischen Bundesländer
ist in verfassungskonformer Interpretation und iSd
höchst- und oberstgerichtlichen Judikatur unter der
„laufenden Verwaltung“ die Besorgung der regelmäßig
vorkommenden Verwaltungsaufgaben der Gemeinde
ohne – auf die jeweilige Kommune bezogen – weittra-
gende finanzielle, wirtschaftliche, politische oder ähn-
liche Bedeutung,45) somit jener Aufgaben, die den ge-
wöhnlichen Tätigkeitsbereich der Gemeindeverwal-
tung ausmachen, zu verstehen.

Die relevanten Rechtsnormen der einzelnen öster-
reichischen Bundesländer ordnen in diesem Rahmen
dem Bürgermeister unterschiedlich umfangreiche
Kompetenzen zu.

Hinsichtlich der Kompetenzen des Bürgermeisters
bei der Führung der laufenden Verwaltung ist jeweils
die spezifische Situation „seiner“ Kommune ausschlag-
gebend.

Ü

Ü In Kürze
Die in den Wirkungsbereich des Bürgermeisters fallende
„laufende Verwaltung“ ist in den österreichischen Ge-
meindegesetzen unterschiedlich geregelt. Ein Bundes-
ländervergleich in Verbindung mit einer Judikaturrecher-
che versucht eine verfassungskonforme Interpretation.
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